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Bonn, den 28. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Okto- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genann- 
ten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermit- 
telte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Weiß- und Rohzucker wird in Artikel 8 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 
18. Dezember über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Zucker eine Regelung zum Ausgleich der 
Lagerkosten vorgesehen. In einigen Fällen erzeugen 
die Zuckerhersteller Saccharose-Sirup der Tarifnum- 
mer 17.02 des Gemeinsamen Zolltarifs. Dieses Er- 
zeugnis kann leichter zur Herstellung bestimmter 
Verarbeitungserzeugnisse verwendet werden als 
Rohzucker. Dieser Zucker, der als „flüssiger Zucker" 
bezeichnet wird, kann eingelagert werden und um 
diesen Zucker nicht zu benachteiligen, empfiehlt es 
sich, ihn in die oben genannte Regelung zum Aus- 
gleich der Lagerkosten einzubeziehen. 

Die Mitgliedstaaten müssen, insbesondere zur 
Durchführung der gemeinsamen Bestimmungen über 
die Erhebung der auf Grund der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG anwendbaren Abgaben wissen, welche 
Zuckermengen von den einzelnen Zuckerherstellern 
erzeugt werden. 

Der Durchführung der m Artikel 25 der Verord-' 
nung Nr. 1009/67/EWG vorgesehenen Regeln, die 
auf die über die Höchstquote hinaus erzeugte 
Zuckermenge anwendbar sind, stehen Schwierig- 
keiten entgegen. 

Die Verpflichtung, den betreffenden Zucker ohne 
gemeinsame Erstattung auszuführen, kann durch 
Einführung einer Sonderabgabe ersetzt werden, die 
sich für den betreffenden Hersteller in gleicher 
Weise auswirkt. In diesem Falle kann der betref- 
fende Zucker in die gemeinsame Regelung einbe- 
zogen werden, die für die nicht über die Höchst- 
quote hinaus erzeugte Zuckermenge vorgesehen ist. 
Allerdings kann eine Differenzierung der im Rah- 
men der Regelung zum Ausgleich der Lagerkosten 
vorgesehenen Abgabe gerechtfertigt sein. 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 


Zur Durchführung von Artikel 27 der Verordnung 
Nr. 1009/ 67/EWG, und zwar insbesondere hinsicht- 
lich der Fälligkeit der vorgesehenen Abgabe, müs- 
sen Durchführungsbestimmungen erlassen werden. 

In den Departements Guadeloupe und Martinique 
beginnt der Zeitraum der Zuckerherstellung im 
Januar und endet gegen Ende Juni. Daher müssen 
für diese Departements andere Zeitpunkte hinsicht- 
lich der Übertragung einer Zuckermenge von einem 
Zuckerwirtschaftsjahr auf das andere in Aussicht ge- 
nommen werden als in Artikel 32 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG vorgesehen. 

Auf Grund von Artikel 17 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 1009/67/EWG wird vorgesehen, daß bei 
der Ausfuhr von Weiß- und Rohzucker sowie Sirup 
der Tarifnummern 17.02 und 17.05 des Gemeinsamen 
Zolltarifs, die in unverändertem Zustand oder in 
Form der im Anhang zu dieser Verordnung genann- 
ten Waren ausgeführt werden, eine Erstattung ge- 
währt werden kann. Auf Grund von Artikel 5 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 765/68 des 
Rates vom 18. Juni 1968, betreffend allgemeine 
Regeln für die Erstattung bei der Erzeugung für in 
der chemischen Industrie verwendeten Zucker ^), 
wird die Erstattung bei der Erzeugung für 100 kg 
Weißzucker, der zur Herstellung der Erzeugnisse im 
Sinne von Anhang I der genannten Verordnung und 
insbesondere zur Herstellung von Mannit, Sorbit 
und einiger ihrer Derivate verwendet wird, auf 
einen Betrag festgesetzt, der dem um den Betrag 
von 13,30 Rechnungseinheiten verminderten, in dem 
Gebiet, in dem sich der Ort der Zuckerverarbeitung 
befindet, geltenden Interventionspreis entspricht. 
Dieser Zucker-Weltmarktpreis liegt gewöhnlich weit 
unter 13,30 RE je 100 kg. Es empfiehlt sich daher, die 
Möglichkeit vorzusehen, eine Ausfuhrerstattung 
nicht nur für Mannit und Sorbit, wie in der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG vorgesehen, sondern auch 
für ihre Derivate zu gewähren. 

Es ist angebracht, diese Erzeugnisse unter Berück- 
sichtigung der im gemeinsamen Zolltarif vorgenom- 
menen Änderungen in den Anhang der genannten 
Verordnung aufzunehmen und diesen Anhang neu 
abzufassen. Von den lebenden Hefen werden jedoch 
nur die Backhefen aus Melasse gewonnen und es ist 
erforderlich, den Anhang in diesem Sinne abzu- 
ändern. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 26. Juni 1968, S. 1 
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A r t i k e 1 1 

Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG wird durch folgende Fassung ersetzt: 

„1. Vorbehaltlich der Vorschriften des Artikels 32 
Absatz (2) werden die Lagerkosten für Weiß- | 
Zucker, Rohzucker und flüssigen Zucker, der aus 
in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben bzw. 
aus in der Gemeinschaft geerntetem Zuckerrohr 
hergestellt worden ist, von den Mitgliedstaaten 
pauschal vergütet. 

Die Mitgliedstaaten erheben von jedem Zucker- 
hersteller eine Abgabe. Der Betrag der Vergü- 
tung ist für die gesamte Gemeinschaft gleich. 

Das gleiche gilt für die Abgabe; diese kann je- 
doch, je nachdem, ob die betreffende Zucker- 
menge die Höchstmenge übersteigt oder nicht, 
in unterschiedlicher Höhe festgelegt werden." 


A r t i k e 1 2 

I 

Artikel 25 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird 
durch folgende Fassung ersetzt: 

„1. Die Zuckerhersteller geben für jede Fabrik bzw. 
jedes Unternehmen dem betreffenden Mitglied- 
staat, in dem diese den Zucker erzeugen, die er- i 
zeugten Zuckermengen bekannt. ; 

2. Für die über die Höchstquote der Fabrik oder des | 
Unternehmens hinaus erzeugte Zuckermenge er- 
heben die Mitgliedstaaten, vorbehaltlich der Be- j 
Stimmungen von Artikel 32, von dem betreffen- 
den Zuckerhersteller eine Sonderabgabe. Diese 
Sonderabgabe wird unter Berücksichtigung der 
Einfuhrabschöpfungen auf Weißzucker sowie der 1 
erforderlichen Ausrichtung der Gemeinschaftser- 
zeugung bis zum 1. Januar für das zu diesem 
Zeitpunkt laufende Zuckerwirtschaftsjahr fest- 
gelegt. 


3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere der Betrag der Sonderabgabe, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 40 
erlassen." 

Artikel 3 

1. Artikel 27 Abs. 2, zweiter Unterabsatz der Ver- 
ordnung Nr, 1009/67/EWG wird gestrichen, 

2. In Artikel 27 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
wird der folgende Absatz 5 eingefügt: 

„5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 40 
erlassen." 

Artikel 4 

Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG wird folgender Unterabsatz hinzugefügt: 

„Für die Fabriken oder Unternehmen in den fran- 
zösischen Departements Guadeloupe und Martinique 
wird jedoch der in dem vorstehenden Unterabsatz 
unter dem ersten Gedankenstrich genannte Zeit- 
punkt des 1. Februar durch den 1. Juli und der im 
gleichen Unterabsatz unter dem zweiten Gedanken- 
strich genannte Zeitraum vom 1. Februar bis zum 
31. Januar des folgenden Jahres durch den Zeitraum 
vom 1. Juli bis zum 30. Juni des folgenden Jahres 
ersetzt." 

Artikel 5 

Der Wortlaut des Anhangs der Verordnung Nr. 
1009/ 67/EWG wird durch den im Anhang der vor- 
liegenden Verordnung aufgeführten Wortlaut er- 
setzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Nummer des 
Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


17.04 1 

ex 18.06 

ex 19.02 

ex 19.08 

21.06 

ex 21.07 

ex 22.02 

22.09 

29.04 

ex 29.16 I 


Zuckerwaren ohne Kakaogehalt 

B. Kaugummi 

C. sogenannte „weiße Schokolade“ 

D. andere 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmitteh 
Zubereitungen, Zucker enthaltend 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder 
zum Diät- oder Küchengebrauch auf der Grundlage 
von Mehl, Stärke oder Malzextrakt, auch mit einem 
Gehalt an Kakao von weniger als 50 Gewichtshun- 
dertteilen, Zucker enthaltend 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an 
Kakao, Zucker enthaltend 

Hefen, lebend oder nicht lebend; zubereitete künst- 
liche Backtriebmittel: 

A. Hefen lebend: 

II. Backhefen 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder ge- 
nannt noch inbegriffen, Zucker enthaltend 

Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser 
hergestellten) und andere nichtalkoholische Ge- 
tränke, Zucker enthaltend, ausgenommen Frucht- 
und Gemüsesäfte der Tarifnummer 20.07 

Sprit mit einem Gehalt an Äthylalkohol von weniger 
als 80*^, un vergällt; Branntwein, Likör und andere 
alkoholische Getränke; Zubereitungen zum Herstel- 
len von Getränken: 

C. alkoholische Getränke: 

ex V. andere, Zucker enthaltend 

Acyclische Alkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, Nitro 
und Nitrosoderivate: 

C. mehrwertige Alkohole: 

II. Mannit 

III. Sorbit 

Ester von Mannit oder Sorbit, Glucarsäure, Glykol- 
säure, Zuckersäure, Iso-Zuckersäure, Hepta-Zucker- 
säure, ihre Salze und Ester 
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Nummer des 
Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


29.35 


29.43 


38.19 


Warenbezeichnung 


Heterocyclische Verbindungen, einschließlich j 

Nucleinsäuren: 

ex T. Anhydrate von Mannit und Sorbit (z. B. Sor- * 
bitan), ausgenommen Maltol und Isomaltol 

Chemisch reine Zucker; ausgenommen Saccharose, 
Glukose und Laktose, Äther und Ester von Zuckern 
und ihre Salze, ausgenommen Erzeugnisse der Tarif - 
nummern 29.39, 29.41 und 29.42: 

ex B. Sorbose, ihre Salze und Ester, Methylglucoside | 

I 

Chemische Erzeugnisse und Zubereitungen der che- j 
mischen Industrie oder verwandten Industrien (ein- 
schließlich Mischungen von Naturprodukten), Rück- j 
stände der chemischen Industrie oder verwandter 
Industrien, andererweit weder genannt noch inbe- 
griffen: R. Kernbindemittel für Gießereien auf der 
Grundlage von Kunstharzen 

ex T. Krack-Erzeugnisse von Sorbit 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom | 

18. Dezember 1967 über die gemeinsame Marktorga- j 
nisation für Zucker — nachstehend „Grundverord- i 
nung" genannt — gilt für alle ihre Artikel ab 1. Juli ; 
1968. Daher erfolgt die Zuckererzeugung in den | 
EWG-Ländern während des Zuckerwirtschaftsjahres 
1968/1969 ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 
der Gemeinschaft. Zur Durchführung der gemein- i 
Samen Bestimmungen wurde eine Reihe von Durch- I 
führungsverordnungen erlassen. Bei Ausarbeitung 
dieser Verordnung sind nun einige Schwierigkeiten 1 
aufgetreten, die auf die Fassung der Grundverord- ; 
nung zurückzuführen sind. ' 

Auf Grund der vorliegenden Verordnung sollen I 
einige Artikel der genannten Verordnung geändert ' 
werden, damit alle erwünschten Maßnahmen zu ; 
deren Durchführung erlassen werden können. 

2. Auf Grund von Artikel 8 der Grundverordnung 
wird eine Regelung zum Ausgleich der Lagerkosten 
für Zucker zwischen den Zuckerfabrikanten der ge- 
samten Gemeinschaft vorgesehen. Durch diese Re- 
gelung soll eine Staffelung der Lieferungen auf dem 
Markt im Verlauf des Wirtschaftsjahres zu einem 
mögiichst stabilen Preis gewährleistet werden, in- 
dem ein massives Angebot zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres vermieden wird, das zu einem Preis- 
sturz führen würde. Nun stellen mehrere Zucker- 
fabrikanten zur Zeit unmittelbar flüssigen Zucker 
her, der den Verbrauchern in der Verarbeitungs- ' 
industrie gewisse Vorteile bietet. Im Hinblick auf 
das Ziel der Regelung zum Ausgleich der Lager- 
kosten ist es gerechtfertigt, wenn flüssiger Zucker 
in die Regelung zum Ausgleich der Lagerkosten ein- 
bezogen wird. 

3. Der Artikel 25 der Grundverordnung sieht die 
Verpflichtung vor, die eventuell über die Höchst- 
quote der Fabrik oder des Unternehmens hinaus- 
gehende Erzeugung ohne Beteiligung der Kommis- 
sion auszuführen. Die Durchführung dieser Bestim- 
mung begegnet praktischen Schwierigkeiten. Es hat 
sich nämlich erwiesen, daß es vorzuziehen ist, den 
betreffenden Zucker dem gemeinschaftlichen System 
zu unterwerfen, insbesondere hinsichtlich des Ab- 
satzes, der Ausfuhr und der Intervention, und gleich- 
zeitig eine besondere Abgabe zu erheben, die an die 
Stelle der Kosten tritt, welche aus der vorher vorge- 
sehenen Verpflichtung anfallen. 

4. Bei Ausarbeitung der Durchführungsbestimmun- 
gen zur Regelung der in Artikel 27 der Grundver- 
ordnung vorgesehenen Produktionsabgabe hat es 
sich als notwendig erwiesen, außer den Bestimmun- 
gen in Absatz 2 weitere Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesem Artikel vorzusehen. Insbesondere 
handelt es sich darum, gegebenenfalls (etwaige) Re- 
geln hinsichtlich des Verfalls der Produktionsabgabe 
vorzusehen. 

J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
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5. Die Zuckererzeugung beginnt in den einzelnen 
Gebieten der Gemeinschaft zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten. Auf der Insel Reunion beginnt die 
Rohrzuckerverarbeitung Anfang Juli, einen Monat 
später beginnt in den meisten Regionen Italiens die 
Verarbeitung von Zuckerrüben, während weitere 
zwei Monate später in der gesamten Gemeinschaft 
die Rübenzuckererzeugung anläuft. Schließlich be- 
ginnen die Rohrzuckerfabrikanten auf den französi- 
schen Antillen im Januar mit ihrer Ernte. 

In Artikel 32 der Grundverordnung wird die Mög- 
lichkeit vorgesehen, einen Teil der Erzeugung auf 
das folgende Zuckerwirtschaftsjahr zu übertragen, 
unter der Voraussetzung, daß die Fabrikanten dem 
betreffenden Mitgliedstaat vor dem I. Februar die 
zu übertragende Menge mitgeteilt haben und daß 
sie diese übertragenen Mengen auf ihre Kosten wäh- 
rend eines Zeitraums von 12 Monaten, nämlich vom 
1. Februar bis zum 30. Januar, lagern. 

Um diese Regelung der Übertragung korrekt an- 
wenden zu können, muß der Fabrikant wissen, wie 
hoch seine Gesamterzeugung in dem betreffenden 
Zuckerwirtschaftsjahr sein wird. Es erscheint daher 
unvermeidbar, noch andere als die in der Grund- 
verordnung für die Zuckerfabrikanten auf den fran- 
zösischen Antillen vorgesehenen Zeitpunkte in Aus- 
sicht zu nehmen. Andererseits rechtfertigen die ge- 
ringen Verschiebungen zwischen den Zeitpunkten 
des Beginns des Zuckerwirtschaftsjahres in den übri- 
gen Gebieten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft keine detaillierte Differenzierung der betref- 
fenden Daten. 

6. im Anhang zu der Grundverordnung werden 
keine Derivate von Mannit und Sorbit vorgesehen, 
v/ährend diese Leiterzeugnisse selbst im Anhang 
enthalten sind. Mannit und Sorbit sowie ihre Deri- 
vmte werden jedoch in bezug auf die Höhe der Er- 
stattung bei der Erzeugung von verarbeitetem Zuk- 
ker der gleichen Regelung unterworfen, die für die 
chemische Industrie vorgesehen ist. Unter diesen 
Umständen und um eine Inanspruchnahme des Ver- 
edelungsverkehrs zu vermeiden, sollten die genann- 
ten Derivate in den Anhang der Grundverordnung 
einbezogen werden. Im übrigen waren diese Erzeug- 
nisse bereits im Anhang zur Verordnung Nr. 44/67/ 
EWG des Rates vom 21. Februar 1967 über einzelne 
Maßnahmen zur gemeinsamen Marktorganisation 
für Zucker für das Wirtschaftsjahr 1967U968-) 
{Grundverordnung für das Wirtschaftsjahr 1967/68) 
auf Grund der Verordnung Nr. 516/68 des Rates vom 
29. April 1968 zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 44 67 EWG hinsichtlich der Erstattungen für Er- 
zeugnisse des Zuckersektors, die in Form von Er- 
zeugnissen der chemischen Industrie ausgeführt 
werden^), hinzugefügt worden. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 40 
vorn 3. Vlärz 1967, S, 597 67. 

■J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 102 
vom 30. April 1968, S. 1. 
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